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1.
Der neue § 1b Wasserhaushaltsgesetz – Bewirtschaftung

nach Flussgebietseinheiten

Mit dem neuen § 1b Wasserhaushaltsgesetz (WHG) wird Artikel 3 der EU-Wasser-rahmenrichtlinie in Deutschland (WRRL) umgesetzt. Dementsprechend wird in Absatz 1 das Prinzip verankert, die Gewässer nicht mehr wie bisher nach einzelnen fachlichen Aspekten und durch Ländergrenzen aufgeteilte Gewässerabschnitte, sondern ganzheitlich in Flussgebietseinheiten zu bewirtschaften. Zur Klarstellung werden sie in Absatz 1 aufgezählt, soweit sie ganz oder teilweise in der Bundesrepublik Deutschland liegen (Donau, Rhein, Maas, Ems, Weser, Elbe, Eider, Oder, Schlei/Trave, Warnow/Peene). Dem WHG wird als Anhang nachrichtlich eine Karte beigefügt, die zur Verdeutlichung der Lage der Flussgebietseinheiten dient.

In Absatz 2 wird festgelegt, dass durch Landesrecht zur Erreichung der im 7. Gesetz zur Änderung des WHG in Umsetzung der WRRL festgelegten Bewirtschaftungsziele (vgl. die §§ 25a, 25b und 33a WHG) die Koordinierung der Bewirtschaftung der Flussgebietseinheiten geregelt wird. Diese Koordinierung betrifft die in der WRRL erforderliche Bestandsaufnahme des Gewässerzustands, die noch in den Länderverordnungen zur Umsetzung der Anhänge II und V WRRL festgeschrieben wird, die Einstufung des Gewässerzustands einschließlich der Einstufung der Gewässer als künstlich oder erheblich verändert, die Festlegung der zu erreichenden Ziele in den einzelnen Flussgebietseinheiten sowie die Erarbeitung der Maßnahmenprogramme und Bewirtschaftungspläne. Es entspricht der Sachnähe bei den Ländern, wenn weiter in Absatz 2 über die Koordinierung mit den anderen Ländern hinaus in Umsetzung des Artikels 3 Abs. 4 WRRL ausdrücklich festgelegt wird, dass durch Landesrecht die Koordinierung bei Flussgebietseinheiten, die auch im Hoheitsgebiet anderer Mitgliedstaaten der Europäischen Union liegen, für die erforderlichen Maßnahmenprogramme und Bewirtschaftungspläne mit den zuständigen Behörden dieser Staaten geregelt wird. Für Flussgebietseinheiten, die auch in anderen Staaten liegen, - also in Staaten, die nicht Mitglied der Europäischen Union sind -, wird in Umsetzung des Artikels 3 Abs. 5 WRRL festgelegt, dass das Landesrecht das Bemühen um die Koordinierung für die erforderlichen Maßnahmenprogramme und Bewirtschaftungspläne mit den zuständigen Behörden dieser Staaten regelt. Diese Koordinierung hat im Benehmen mit den zuständigen Bundesbehörden und soweit auch Verwaltungskompetenzen oder gesamtstaatliche Belange bei der Pflege der auswärtigen Beziehungen nach Artikel 32 Grundgesetz berührt sind im Einvernehmen zu erfolgen. Das Erfordernis des Einvernehmens findet hinsichtlich der Verwaltungskompetenzen des Bundes bezüglich der Belange der Wasser- und Schifffahrtsverwaltung wie bei Ausbau und Unterhaltung von Bundeswasserstraßen Anwendung.

Ergänzend wird in Absatz 3 festgelegt, dass auch die zuständigen Landesbehörden die Einzugsgebiete innerhalb ihrer Landesgrenzen einer Flussgebietseinheit zuordnen. Weiter ist in den Landeswassergesetzen festzulegen, dass entsprechend Art. 3 Abs. 1 Satz 3 WRRL die Grundwasserkörper, die nicht in vollem Umfang in einem einzigen Einzugsgebiet liegen, genau bestimmt und der am nächsten gelegenen oder am besten geeigneten Flussgebietseinheit zugeordnet werden. Damit wird eine nahtlose Grundlage für die Koordinierung geschaffen.

Wie die Koordinierung der Bewirtschaftung durch die zuständigen Landesbehörden untereinander in den Flussgebietseinheiten erfolgt, wird im Siebten Gesetz zur Änderung des Wasserhaushaltsgesetzes nicht geregelt. Auch die WRRL selbst gibt keine Konzeption für die Koordinierung vor, sondern legt lediglich in Artikel 3 Abs. 2 fest, dass "die Mitgliedstaaten für geeignete Verwaltungsvereinbarungen, einschließlich der geeigneten zuständigen Behörde, damit diese Richtlinie innerhalb jeder Flussgebietseinheit ihres Hoheitsgebiets angewandt wird", zu sorgen haben. Die Kommission hat hierzu wiederholt erklärt, dass die Mitgliedstaaten selbst über die Organisationsstrukturen zu entscheiden haben, mit denen die Erreichung der Ziele der Wasserrahmenrichtlinie gewährleistet werden kann. Zu dieser Koordinierung wurde auf der 56. Umweltministerkonferenz am 17./18.5.2001 folgender Beschluss gefasst:

"Die Umweltministerkonferenz ist der Auffassung, dass für die Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie in den geplanten Flussgebietseinheiten die Errichtung neuer Verwaltungseinheiten mit eigenständigen hoheitlichen Befugnissen oder gar der Befugnis zu Rechtssetzungsakten abzulehnen und dem Modell der bewährten Praxis in den bestehenden Flussgebietsgemeinschaften der Vorzug zu geben ist."

Eine solche verbindlich abgestimmte Bewirtschaftung über die Länder – und Staatengrenzen hinweg ist eine in Deutschland ungewohnte Konzeption, die einen Umdenkprozess erforderlich macht.

2.
Die neuen §§ 25a bis 25d, 32c und 33a WHG – Bewirtschaftungsziele und -anforderungen

2.1
Bewirtschaftung oberirdischer Gewässer

Mit den durch den Entwurf des Siebten Gesetzes zur Änderung des Wasserhaushaltsgesetzes neu eingefügten §§ 25a bis 25d werden die Regelungen des Artikels 4 WRRL für die oberirdischen Gewässer umgesetzt.

2.1.1
§ 25a WHG – Bewirtschaftungsziele

Mit dem neuen § 25a werden die Bewirtschaftungsziele für oberirdische Gewässer mit Ausnahme jener, die als künstlich oder erheblich verändert eingestuft werden und gesondert in einem neuen § 25b geregelt sind, festgelegt. Der hier verwendete Begriff "Bewirtschaftung" (in Art. 4 WRRL wird von "Umweltzielen" gesprochen) wird wie in § 1a WHG weit verstanden, so dass z.B. auch die von der WRRL geforderte Sanierung von Gewässern davon erfasst ist.

§ 25a Absatz 1 legt fest, dass oberirdische Gewässer, soweit sie nicht Gegenstand von § 25b WHG sind, so zu bewirtschaften sind, dass 1. eine nachteilige Veränderung ihres ökologischen und chemischen Zustands vermieden und 2. ein guter ökologischer und chemischer Zustand erhalten oder erreicht wird. Mit dieser Festlegung wird Art. 4 Abs. 1 WRRL umgesetzt. Hier wird sowohl das Verschlechterungsverbot, das unmittelbar mit Inkrafttreten des 7. WHG-Änderungsgesetzes gilt, als auch die Pflicht zur Erreichung eines guten ökologischen und chemischen Zustands der oberirdischen Gewässer als maßgebliche Bewirtschaftungsgrundsätze eingeführt. Die entsprechende Regelung für Küstengewässer findet sich im neuen § 32c.

2.1.2
§ 25b – künstliche und erheblich veränderte oberirdische Gewässer

§ 25b dient ebenfalls der Umsetzung von Art. 4 WRRL. Es handelt sich im Sinne der WRRL um eine gesonderte Kategorie oberirdischer Gewässer, so dass sie auch Gegenstand einer gesonderten Vorschrift sind.

Absatz 4 übernimmt aus der Wasserrahmenrichtlinie die Definition der künstlichen Gewässer als von Menschen geschaffene oberirdische Gewässer sowie die Definition der erheblich veränderten oberirdischen Gewässer als Gewässer, die durch den Menschen in ihrem Wesen physikalisch erheblich verändert wurden. Ob ein Gewässer unter diese Sonderkategorie fällt, hängt entscheidend vom Ergebnis der Bestandsaufnahme des Gewässerzustands gemäß Anhang II WRRL ab.

Nicht jedes Gewässer, das im landläufigen Sinn ausgebaut ist, fällt deshalb schon unter die Kategorie "erheblich verändert." Vor dieser Einstufung steht eine ausführliche Prüfung, ob nicht durch Maßnahmen doch noch der gute Zustand zu erreichen ist. Die Einstufung als "erheblich verändertes Gewässer" ist nur dann möglich, wenn die Veränderungen des Ausbauzustandes, die notwendig wären, um einen guten Zustand herbeizuführen, u.a. signifikante negative Auswirkungen auf die vorliegende Gewässerbenutzung (z.B. die Stromerzeugung aus dem Wasserkraftwerk) hätten und die vorliegenden Gewässernutzungen aus technischen oder Kostengründen auch nicht in anderer, umweltverträglicherer Weise erreicht werden können.

§ 25b Absatz 2 listet entsprechend Art. 4 Abs. 3 WRRL im Einzelnen diese Voraussetzungen auf, die erfüllt sein müssen, um oberirdische Gewässer bzw. Teile von ihnen als künstlich verändert ausweisen zu können. Danach müssen nach Nr. 1 die Änderungen der hydromorphologischen Merkmale, die für einen guten ökologischen Zustand der Gewässer erforderlich wären, auf a) die Umwelt insgesamt, b) die Schifffahrt, einschließlich Hafenanlagen, c) die Freizeitnutzung, d) Zwecke der Wasserspeicherung, insbesondere zur Trinkwasserversorgung, Stromerzeugung oder Bewässerung, e) die Wasserregulierung (z. B. Wasserkraftanlagen), den Hochwasserschutz, die Landentwässerung oder f) andere, ebenso wichtige nachhaltige Einwirkungen des Menschen (z. B. Ufermauern bei Stadtdurchgängen) signifikante nachteilige Auswirkungen haben und nach Nr. 2 die Ziele, die mit den künstlichen oder veränderten Merkmalen des Gewässers verfolgt werden, nicht mit anderen geeigneten Maßnahmen erreicht werden können, die wesentlich geringere nachteilige Auswirkungen auf die Umwelt haben, technisch durchführbar und nicht mit unverhältnismäßig hohem Aufwand verbunden sind.

Die Zuordnung der Gewässer in eine der beiden Kategorien ist in Deutschland neu und mit einem spürbaren personellen Zusatzaufwand verbunden.

Für die Gewässer im Sinne des § 25b Abs. 2 sind nach Absatz 1 ebenfalls Bewirtschaftungsgrundsätze zu beachten; in diesem Fall gilt das Verschlechterungsverbot hinsichtlich des ökologischen und chemischen Zustands. Weiter ist ein gutes ökologisches Potential (Vorliegen geringer Abweichungen vom höchsten ökologischen Potential, das in Anhang V WRRL näher definiert ist) und ein guter chemischer Zustand zu erreichen. Hier ist die Zielerreichung hinsichtlich des ökologischen Zustands an den Ursachen für die erhebliche Veränderung des Gewässers auszurichten.

2.1.3
§ 25c – Fristen zur Erreichung der Bewirtschaftungsziele

In Absatz 1 wird dem Landesgesetzgeber in Beachtung der Rahmenkompetenz des Bundes der Regelungsauftrag für die Festsetzung der Fristen gegeben, bis zu denen ein guter ökologischer und chemischer Zustand der oberirdischen Gewässer (§ 25a Abs. 1 Nr. 2) und ein gutes ökologisches Potential und der gute chemische Zustand der künstlichen und erheblich veränderten Gewässer (§ 25b Abs. 1 Nr. 2) zu erreichen ist. Damit muss der Landesgesetzgeber selbst entscheiden, welche Fristenregelung er, allerdings unter Beachtung der WRRL, trifft. Die WRRL sieht eine Erreichung des guten Zustands grundsätzlich innerhalb von 15 Jahren, d.h. bis zum 22. Dezember 2015 vor.

Nach Absatz 2, der der Umsetzung von Art. 4 Abs. 4 WRRL dient, kann die Frist nach Maßgabe des § 25c Abs. 1 für die von der WRRL geforderte Erreichung eines guten Gewässerzustands verlängert werden, wenn keine weitere Verschlechterung des Gewässerzustands eintritt und 1. die notwendigen Verbesserungen des Gewässerzustands aufgrund der natürlichen Gegebenheiten nicht fristgerecht erreicht werden können, 2. die vorgesehenen Maßnahmen nur schrittweise in einem längeren Zeitraum technisch durchführbar sind oder 3. die Einhaltung der Frist mit unverhältnismäßig hohem Aufwand verbunden wäre. Die WRRL sieht eine Verlängerung um zweimal 6 Jahre, d.h. um zwei Bewirtschaftungsplanzyklen vor.

Diese gesetzlich festgelegten bzw. Fristentscheidungen stellen im Gewässerschutzrecht Deutschlands eine neue Konzeption dar, da bisher die Fristsetzung für Sanierungsanordnungen Gegen​stand einer fehlerfrei zu treffenden Ermessensentscheidung war und damit Gegenstand einer Abwägung zwischen den wasserwirtschaftlichen Belangen und den Belangen des Vorhabensträgers.

2.1.4
§ 25d – Ausnahmen von den Bewirtschaftungszielen

Mit dem neuen § 25d in Umsetzung von Artikel 4 Abs. 5 bis 8 WRRL werden die Ausnahmen von den Bewirtschaftungszielen nach § 25a Abs. 1 und § 25b Abs. 1 geregelt. Die Ausnahmen können nur unter den in § 25d aufgeführten bestimmten Voraussetzungen in Anspruch genommen werden. Sie unterliegen entsprechend Artikel 4 Abs. 4 Buchst. d) und Abs. 7 Buchst. b) WRRL einer ebenfalls in § 25d verankerten Begründungs- und Überprüfungspflicht im Bewirtschaftungsplan.

So können nach Absatz 1 die zuständigen Landesbehörden, die damit einen entsprechenden Regelungs- und Gestaltungsspielraum haben, weniger strenge Ziele für oberirdische Gewässer als in § 25a und § 25b vorgesehen festlegen. Weniger strenge Ziele sind danach zulässig, wenn gleichzeitig Folgendes erfüllt ist:

1. Die Gewässer sind durch menschliche Tätigkeiten so beeinträchtigt oder ihre natürlichen Gegebenheiten  so beschaffen, dass die Erreichung der Ziele unmöglich ist oder mit unverhältnismäßig hohem Aufwand verbunden wäre.

2. Die ökologischen und sozioökonomischen Erfordernisse, denen diese menschlichen Tätigkeiten dienen, können nicht durch andere Maßnahmen erreicht werden, die wesentlich geringere nachteilige Auswirkungen auf die Umwelt hätten und nicht mit unverhältnismäßig hohem Aufwand verbunden wären.

3. Weitere Verschlechterungen des Zustands der Gewässer werden vermieden.

4. Unter Berücksichtigung der Auswirkungen, die infolge der Art der menschlichen Tätigkeiten oder der Gewässerbeschaffenheit nicht zu vermeiden waren, wird der bestmögliche ökologische und chemische Zustand erreicht.

Die Ermöglichung von Ausnahmen war erforderlich, nachdem die gesetzliche Festsetzung stringenter Ziele und Fristen den im deutschen Gewässerschutzrecht für Sanierungsmaßnahmen geltenden Verhältnismäßigkeitsgrundsatz nicht mehr zur Anwendung bringen konnte.

2.2
§ 32c WHG – Bewirtschaftung der Küstengewässer

Die Wasserrahmenrichtlinie erfasst auch die Küstengewässer als Oberflächengewässer. Auch sie sind in einen guten Zustand zu bringen. Gemäß der Struktur des WHG werden die speziellen Zielbestimmungen für Küstengewässer im Dritten Teil des WHG geregelt. Der neue § 32c verweist auf die Anforderungen für die Oberflächengewässer in den §§ 25a bis 25d.

2.3
§ 33a WHG – Bewirtschaftung des Grundwassers

Der neue § 33a setzt Artikel 4 Abs. 1 Buchst. b WRRL um. In Absatz 1 werden die Bewirtschaftungsziele für das Grundwasser in den Grundzügen festgelegt, wenn hier geregelt wird, dass das Grundwasser so zu bewirtschaften ist, dass

· eine nachteilige Veränderung seines mengenmäßigen und chemischen Zustands vermieden wird,

· alle signifikanten und anhaltenden Trends ansteigender Schadstoffkonzentration aufgrund der Auswirkungen menschlicher Tätigkeiten umgekehrt werden,

· ein Gleichgewicht zwischen Grundwasserentnahme und Grundwasserneubildung gewährleistet und

· ein guter mengenmäßiger und chemischer Zustand nach Maßgabe des Absatzes 2 erhalten oder erreicht wird.

Auch hier erfolgt eine Akzentuierung, die im deutschen Gewässerschutz noch nicht vorhanden war.

§ 34 WHG, der den Besorgnisgrundsatz hinsichtlich der schädlichen Verunreinigung des Grundwassers oder einer sonstigen nachteiligen Veränderung seiner Eigenschaften verankert, bleibt neben § 33a als die speziellere Regelung des deutschen Gewässerschutzrechts weiter bestehen.

3.
Die neuen §§ 36 und 36b – Maßnahmenprogramm und

Bewirtschaftungsplan

3.1
Aufhebung der bestehenden Planungsinstrumente

Das Gesetz zur Änderung des Wasserhaushaltsgesetzes wird die Aufhebung der vorhandenen wasserwirtschaftlichen Planungsinstrumente (Abwasserbeseitigungsplan; Reinhalteordnung; wasserwirtschaftlicher Rahmenplan; Bewirtschaftungsplan nach § 36b WHG alter Fassung) vorsehen, nachdem mit den von der Wasserrahmenrichtlinie vorgesehenen Instrumenten des Maßnahmenprogramms und des Bewirtschaftungsplans umfassende neue Planungsinstrumente zur Verfügung stehen, die auch alle Bereiche der Gewässerbenutzung abdecken sollen, um eine integrative Bewirtschaftung der Gewässer zu erreichen. Ein nebeneinander Fortbestehen der bisherigen und der neuen Planungsinstrumente würde auch zu Unsicherheiten im Vollzug führen. Die dadurch auf das deutsche Wasserrecht entstehenden Auswirkungen sind nicht einschneidend, da von den bisherigen Planungsinstrumenten nur zurückhaltend Gebrauch gemacht wurde. In den Länderwassergesetzen kann jedoch die Fortgeltung auf dem bisherigen Planungsinstrumentarium beruhender Pläne unter Berücksichtigung des Gesichtspunkts erforderlicher Anpassung des Inhalts solcher Pläne geregelt werden.

3.2
§ 36 WHG – Maßnahmenprogramm als Kernstück des

Bewirtschaftungsplans

Mit dem Maßnahmenprogramm, das der Umsetzung des Artikel 11 WRRL dient, soll, wie sich aus Absatz 1 ergibt, das Ziel des guten Gewässerzustands bzw. des guten ökologischen Potentials nach den §§ 25a Abs. 1, 25b Abs. 1, 32c und 33a Abs. 1 erreicht werden.

Nach Absatz 2 bestehen, wie schon in Artikel 11 WRRL differenziert wird, Maßnahmenprogramme aus grundlegenden Maßnahmen, d.h. Maßnahmen, die im Programm enthalten sein müssen, und ergänzenden Maßnahmen, die zusätzlich zu den verpflichtenden Maßnahmen aufgenommen werden können.

Nach Absatz 3 sind grundlegende Maßnahmen alle durch oder aufgrund von Rechtsvorschriften getroffenen Maßnahmen, die der Erreichung der in den §§ 25a Abs. 1, 25b Absatz 1, 32c und 33a Abs. 1 festgelegten Ziele beitragen. Die in Absatz 3 näher definierten Maßnahmen sind weit zu verstehen. Zu den grundlegenden Maßnahmen gehören nicht nur Einzelmaßnahmen wie Bescheidsänderungen oder Sanierungsanordnungen, sondern auch alle erlassenen Rechtsvorschriften, die dem Gewässerschutz direkt und indirekt dienen, d.h. nicht nur wasserrechtliche Vorschriften (vor allem Wasserhaushaltsgesetz), sondern z.B. auch die Vorschriften des Dünge- und Pflanzenschutzmittelrechts. Als Maßnahmen zur Begrenzung der Einleitung von Schadstoffen bei diffusen Quellen nach Art. 11 Abs. 3 WRRL kommen z.B. die Rückführung von Ackerflächen in unmittelbarer Gewässernähe in Grünlandflächen sowie die Einführung Technischer Regeln für den Bau und Betrieb von Kleinkläranlagen einschließlich ihrer Wartung in Betracht. An dieser Stelle wird deutlich, dass in Deutschland zum einen das wasserrechtliche Instrumentarium zu erweitern ist (z.B. durch die Einführung der Möglichkeit von Gewässerrandstreifen zur Vermeidung von Einträgen aus diffusen Quellen, soweit sie in den Ländern noch nicht besteht und soweit keine gleichwertigen Maßnahmen vorhanden sind) und zum anderen auch das deutsche Landwirtschaftsrecht noch zu ergänzen ist.

Im Zusammenhang mit der Gewässerunterhaltung ist zu beachten, dass der künftige § 28 Abs. 1 WHG die Unterhaltung, veranlasst durch die Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie, in Deutschland neu akzentuiert. Die Unterhaltung umfasst nicht nur die Erhaltung des Wasserabflusses, sondern auch die Pflege und Entwicklung des Gewässers. Die Gewässerunterhaltung hat sich an den Bewirtschaftungszielen der §§ 25a bis 25d auszurichten und darf die Erreichung dieser Ziele nicht gefährden. Dies bedeutet auch, dass sich das Gewässer wieder als ein Stück der Natur darstellen muss.

4.
Information und Anhörung der Öffentlichkeit bei der Erstellung des Bewirtschaftungsplans

Der Umsetzung des Artikels 14 Abs. 1 WRRL misst Kommission und Rat einen hohen Stellenwert bei. Dies gilt zum einen für Artikel 14 Abs. 1 Satz 1 WRRL, wonach die Mitgliedstaaten die aktive Beteiligung aller interessierten Stellen an der Umsetzung dieser Richtlinie, insbesondere an der Aufstellung, Überprüfung und Aktualisierung der Bewirtschaftungspläne für die Einzugsgebiete fördern. Solche Maßnahmen können vor der Anhörung durch die Vorbereitung und den Einstieg in das Thema für die interessierten Stellen oder parallel zur Anhörung durch Unterstützung bzw. Verstärkung und danach durch Vermittlung von Ergebnissen der Planung erfolgen. Eine rechtliche Festschreibung derartiger Maßnahmen wird nicht für erforderlich gehalten. Der hohe Stellenwert kommt auch Art. 14 Abs. 1 Satz 2 WRRL zu. In Anlehnung an den Wortlaut dieser Vorschrift wird in die Landeswassergesetze aufgenommen, dass

· spätestens drei Jahre vor Beginn des Zeitraums, auf den sich der Bewirtschaftungsplan bezieht, der Zeitplan, das Arbeitsprogramm für die Erstellung des Bewirtschaftungsplans und die zu treffenden Anhörungsmaßnahmen veröffentlicht werden,

·  ein Überblick über die für das Einzugsgebiet festgestellten wichtigen Wasserbewirtschaftungsfragen spätestens zwei Jahre vor Beginn des Zeitraums, auf den sich der Plan bezieht, veröffentlicht wird,

·  Entwürfe des Bewirtschaftungsplans spätestens ein Jahr vor Beginn des Zeitraums, auf den sich der Plan bezieht, veröffentlicht werden. Auf Antrag wird von der zuständigen Behörde auch Zugang zu Hintergrunddokumenten und –informationen, die bei der Erstellung des Bewirtschaftungsplanentwurfs herangezogen werden gewährt: Innerhalb von sechs Monaten nach Veröffentlichung kann zu den drei genannten Vorhaben schriftlich oder zur Niederschrift bei der zuständigen Behörde Stellung genommen werden. Diese aufgeführten Regelungen gelten auch für die zu aktualisierenden Bewirtschaftungspläne.

Durch die Verwendung des Wortes "spätestens" bei den drei aufgeführten Fristen wird klargestellt, dass sie möglichst nicht auszuschöpfen sind, um nicht am Ende unter zusätzlichen Zeitdruck bei der Fertigstellung des Bewirtschaftungsplans zu kommen.

Zu beachten ist in dem Zusammenhang, dass die WRRL eine Anhörung der Öffentlichkeit nur zum Bewirtschaftungsplan für die gesamte Flussgebietseinheit, in dem das Maßnahmenprogramm zusammengefasst enthalten ist, vorsieht. Zum Maßnahmenprogramm als solchem regelt die WRRL keine eigenständige Anhörung der Öffentlichkeit. In dem Zusammenhang ist auch die Richtlinie 2001/42/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 27.6.2001 über die Prüfung der Umweltauswirkungen bestimmter Pläne und Programme (Plan-UVP-Richtlinie) zu berücksichtigen. Die Information und Anhörung der Öffentlichkeit sind nicht mit der formalisierten Öffentlichkeitsbeteiligung nach dem Verwaltungsverfahrensgesetz gleichzusetzen. Dementsprechend ist kein Erörterungstermin erforderlich und ein Klagerecht gegen den Bewirtschaftungsplan bzw. sein Zustandekommen aus der WRRL ebenfalls nicht abzuleiten, zumal der Bewirtschaftungsplan ebenso wie das Maßnahmenprogramm lediglich behördenintern verbindlich ist, also keine Rechtssatzqualität hat. Mögliche Betroffene können sich gegen Maßnahmen im Einzelfall erst in Umsetzung des Maßnahmenprogramms gerichtlich wehren. Hierbei wird dann auch das Maßnahmenprogramm als solches mit Prüfungsgegenstand sein. Die Reaktion auf die Information und Anhörung der Öffentlichkeit ist gemäß Anhang VII A Nr. 9 WRRL im der Kommission zu übermittelnden Bewirtschaftungsplan nachvollziehbar darzustellen. Auch hierin kommt die große Bedeutung dieser Information und Anhörung zum Ausdruck.

Diese Information und Anhörung der Öffentlichkeit ist in ihrer gesetzlichen Festschreibung für Deutschland etwas Neues, was zweifellos auch Verwaltungskapazitäten binden wird und sowohl für die Öffentlichkeit als auch für die Verwaltung zu einem neuen Verständnis des Umgangs miteinander führen muss.
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